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ihre Barbestände im Wego der Kreditoufnshme erheblich ver- 
stärkt, Diese Kassenbostände in Höhe von etwa zwei bis drei 
Mrd. bfrs, bildeten praktisch zunlichst die sinzige Liquiäl- 
tHtsreserve dee Landes, da die im Lande verbliebenen Geldbe- 
stünde der Nationalbank sehr gering waren, Die Banknotenre- 
serve war frühzeitig nach Ostende gebracht und bereits am 
19. Mat 1940 Uber Bee weiter transportiert worden. 


" einen Run auf ĉie Banken zu verhindern, hatte die delgi- 
che Regierung Aurch VO vom 13. Mai 1940 ein Moratorium für 
einlagen erlassen, Ferner wer durch VO vom 15. Mai 1940 
ein Wechselmoratorium bis Ende der Krieges verkündet worden. 





Einsatz der Reichskreditkassen. 


Die Geldversorgung der Wehrmacht und der deutschen Dienst- 
stellen Übernahmen unmittelbar nach dem Xínmarsoh die Reiche- 
kreditkassen, die der vorrückenden Truppe suf den Fusse folg- 
ten. Die rechtliche Grundlage für ihre Tätigkeit im besetzten 
Gebiet wurde dureh die "Verorünung über Reichskreditkessen" 
vom 16. Mai 1940") geschaffen, mit der die deutsche YO über 
@ "eichskreditkassen vom 5. Mai 2340 in ddr Fassung der Bekenn 
maung Gos Rejeheniahstens Gew FIDA Vee Se EA Ie QA 
wie dio deutsche VO über die Errichtung und den 
von Reichskreditkessen in den besetzten Gebieten vom 15. Mai 
1940 bekanntgemacht wurden. 


Bachden bereits am 25. Mai 1940 dic Reichskreditkesse in Lu- 
xemburg errichtet worden war, nehmen die Reiohskreditkassen 
in Brüssel, Lüttich und Namur am 5. Juni 1940, in Antwerpen 
und Gent am 16. Juni 1940 und in Lille am 17. Juni 1940 ihre 
Tütigkeit auf.?) pie Reichskreditkasse Namur wurde am 24. Ju- 
ni 1940 mach Oharleroi verlegt und dort am 7. Juni 21941 
hoben. Bis zum Schluss der Besetzung haben dann im 
reich die fünf Reichskreditkessen in Antwerpen, Brüssel, 


1) TOBl. 5. Ausgabe vom 27. Fumi 1940. 


n Doxey peal ipie = Mühl. P. auagebe von fi. uni 1040: 
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Lüttich und Lille bestanden, — * 


Geläversorgung der Truppe, auch sine gowisse kreditwirt- 
schaftliche Tütigkeit entfaltet. Zwooks Wioderingangsetzung 
des wirtschuftlichen Lebens wurden Kredite sowohl am öffentli= 
che Stellen - Städte und Kommunalverbünde - wie auch em Pri- 
vatfirmen gegeben, So hat z.B. die Reichskreditkesse Gent die 
Ankurbelung der flandrischen Leinenindustrie durch Kredither- 
gabe wesentlich unterstützt. Zur Deckung des dringendsten 
Oeldbedarfs des Staates, der Provinzen und Gemeinden waren 


‚ner auf Veranlassung der MV von einem belgischen Bankenkon- 


sortium zwei Überbrüokungskredite von 300 Nill.bfre. und 850 
Mill.bfrs, bereitgestellt worden, die in Höhe von etwa 765 
Nill.bfrs. in Anspruch genommen wurden. Die von den Reichskre- 
ditkassen gewährten Kredite haben später jedoch keinen grisse- 
ren Umfang angenommen, 


Teatse der und t- 


nisse. 


a) Mit der VO über die gesetzliohen a im besetz- 
ten belgischen Gebiet vom 10. Mai 19407! wurde bestimmt, 
Gass gesetzliche Zahlungsmittel dio Reichsmark, der belgi- 

sche Frank und der Belga (1 Belga = 5 belgische Franken) 
seien. Das Währungsverhältnis der Reichsmark zum belgischen 
Franken wurde auf 

1 bfrs = 10 Rpf. 
festgesetzt, De die deutschen Truppen mur nit REK-Scheinen 
ausgestattet wurden und bei allen zuständigen deutschen 
Stellen nicht die Absicht bestand, die im Beichagebiet gul- 
tigen Reiohsmarkzahlungsmittel in den besetzten Gebieten 
umlaufen zu lassen, wurde am 17, Juni 19402 wekenntgemeoht, 
dass nur die RKK-Gcheine gesetzliche Zahlungsmittel wären 
und dass daneben die Rpf.-Münzen im Zahlungsverkehr zuge- 
lassen seien, Die Bekanntmachung hatte folgenden Wortlaut: 





EEE 
1) Vaal. 1. Ausgabe von 10.9.1940. 


2) VOBl. 2. Ausgabe vom 17.6.1940, 
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ttel sind. Dio 
senscheine senden ir Stückelung von 
quagessben, sind Schei im Werte von 
1, 2, 5 und 10 Refohspfennic im Zahl overkehr zu- 

« Nar für naushskreditknnsenscheins und 
8 zu 10 ichspfennig gilt 

‚der Umrechnungssstz 0,10 Rpf. = 1 belg, Frenk, - 
Die im Oebiot ĉes Deutschen Reichos geltenden Reichs- 
mrknoten, Ren und Schei 


ne demiinzen i 
Werte von 50 Rpf. und mehr sind nicht gesetaliches 
iegentVtel in besetzten Gebiet, sie dürfen dcher 
Beer —— 






















mn Abschnitt der YO über Reichskreditkassen vom 18, Mai 
1940} wurde ferner bestimmt, dase im besetzten Gebiet neben 
den BKK-Scheinen auch dio REK-Hiinzen gesetzliche Zehlungs- 


In der Vo über die Nevrecelung der resetzlichen Zahlungamit- 
tel im besetzten belgischen Gebiet von 22, Juli 1940? wurde 
Gann unter Aufhebung der YO über dic gesetzliohen Zahlungs- 
mittel vom 10, Mai 1940 erneut zusammenfassend festgelect, 
dass nur der velzische Frenk, der Belga, die RKK-Gcheine und 
die RKX-iünzen Gesetzliche Zahlungsmittel wären. 


ttt tt 

1) VoBl. 5e Ausgade vom 27.6.1940. 

2) YO über die Ausserkurssetzung und Einziehung von RXX-A4ünzen 
vom 20.4.194) und Bekanntmachung dazu - VOBl. 41. Ausenbe 
vom 29.4.1941, 


3) voal. 8. Ausgabe vom 25.7.1940, 
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Das am 10. Mai 1940 festigesotzte Rursverhiltnie von 10 RM für 
100 bfrs., das eine légigo Vberbewertung der belgischen Wiüh- 
rung, die vor dem 10. Mai 1940 in Belgien nit 0,26 Ki für 

100 bfrs, amtlich notiert wurde, darstellte, war zunächst aus 
praktischen Gründen gewählt worden, um der Truppe und dem ein- 
zolnen Soldaten sine möglichst glette unà bequeme Umrechnung 
zu ermöglichen (sogenannter Zahlmeisterkurs). Durch $ 2 der VO 
über die Nouregelung der gesetzlichen Zehlungenittel im besetz- 
ten belgischen Cebiet von 22. Juli 1940") wurde dann der Uae 

m o mit Wirkung vou 22. Juli 1940 auf 


herabgesetzt und damit bei einer Untorbewertung von rund 4 % 
gegenüber der früheren smtliohen Notiz dem Wertverhältnis vor 
Beginn des Westfeläzuges 1940 angepasst, 


Gegen die Nöglichkoit, die belgische Währung zur Reichsmark 
weiter ebzuverten und dom französischen Franken - 5 Mi für 
200 ffrs, = anzugleichen, sprachen Anmals folgende Gesichts- 
punkte: Durch eine Abwertung wäre 519 Aufrechterhaltung des 
Preisniveeus sehr erschwert worden. Tür den Aussenhandel wäre 
ee eine Abwertung von bedenklichen Folgen geworden, Der Ausverkauf 
würde sich beschleunigt und die Versorgungsschwierigkeiten wür- 
den sich vergrössert haben, Die Pläne für die Zrrichtung des 
Zentralolerrings wären empfindlich gestört worden. Bolange ein 
Doppelumleuf von RKK-Scheinen und belgischen Noten bestand, 
mussto die Relation zwischen beiden Währungen möglichst stabil 
deiben und den Kaufkraftparitäten angepasst sein. Kine Über- 
bewertung des KKX-6cheines würde zu Hortungserscheinungen ge- 
führt haben, ein Zurückhalten der RXX-Scheine Aureh dis Berdl- 














b) 


e) 
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erhebliche politische Bedeutung, weil weite Kreise der Re- 
völkerung eine starke Abwertung oder eine wiederholte in- 
derung der Kursrelation als Ausbeutungsmanöver empfunden 
haben würden. Bei der Wahl des Kursverhältnisses mussten 
daher weitgehend die Interessen des Landes und nicht ein- 
Beitige Vorteile des Reiches oder der Besätzungstruppe, 

die durch eine weitere Abwertung des belgischen Franken zu- 
nächst hätten billiger einkaufen können, wahrgenommen wer- 
den. Des Ziel der MY und der verantwortlichen Reíehsstellen 
wer hier wie auch sonst die Schaffung gesunder Grundlagen 
für den Wiederaufbau des wirtsohaftlichen Lebens Belgiens 
unter Verzicht auf vorübergehende deutsche Seheinvorteile, 
Wenn Belgien vom Reich später zu Lieferungen und Leistungen 
herangezogen werden musste, so versuchte die MV stets, dies 
unter möglichster Schonung der Interessen und weitestgehen- 
der Berticksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Landes zu tun, soweit das Gesetz des Krieges, unter dem das 
Deutsche Reich stand, dies zulioss, 


Durch VO vom 17. Mai 1940?) wurde im besetzten nordfranzisi- 
schen Gebiet des Befehlsbereiches das Kursverhältnis der 
Reichsmark zum französischen Franken auf 1 ffr. = 5 Rpf. 
festgesetzt. Dieser Kurs ist während der ganzen Besatzungs- 
zeit unverändert geblieben, 


Der Kurs des luxemburgischen Franken wurde dagegen zwoimal 
neu festgesetzt. Durch VO vom 10, Mai 19402) war das Wih- 
FungSverháltnis der Reichsmark zum luxemburgischen Franken 
auf l luremburgisohen Frank = 10 Rpf. bestimmt worden, 
Durch YO von l4, Juni 19407 wurde das Währungsverhältnis 
auf 1 luxenburgischen Frank = 0,125 RM gelindert. Diese vor- 
Übergehende Aufwertung des luxemburgisohen Frenken erfolg- 
te zur atinnungsnássigen Beeinflussung der Landesbewohner, 


m 
1) vopl. 5. Ausgabe von 27.6.1940, 


2) VOBl. für die besetzten Gebicte des Grossherzogtums Luxem- 


3) VOBl. 3. Ausgabe vom 27.6.1940, 


burg Nr. 1 Seite 5. 





m] 











INT er 


Mit VO vom 22. Juli 19408) ist dann das Währungsverhältnis 
von 


1 luxemburgischen Frenk = 19 Rpf, 


wieder hergestellt worden, bei dem es unter der Zivilver- 
waltung verblieben ist, 


Erste allgemeine #ährungsschutzmassnahmen. 


Zum Schutze der Währung und des Geldwesene in Belgien sowie 
des Aussenwertes ^or Reichsnark wurde unverzüglich nech -— 
Einmersoh die vorläufige Devisenverordnung vom 10. Mei 1940 


erlassen, die alsbald durch die oendgültiego Devisenveroränunr 
Ww vom 17. Juni 1940?! ersetzt wurde, 


Das wichtigste Lrgünzungsstüok einor konstruktiven Vührungspo- 
litik, die verenbewirtsohaftung, konnte nur nech und nach 
wirksam in Gang gesetzt worden. Die Entwicklung des Bewtrt- 
schaftungssystems hat Sich Uber die Errichtung von Narenstel- 
len, den Aufbau des landwirtschaftlichen krfessungsapparates, 
die Gründung der Organisation der gewerblichen Wirtschaft und 
die Einrichtung eines wirtschaftlichen Vberwachungs- und Fahn- 
dungsdienstes bis in des Jahr 1944 hingezogen. Die Abschipfung 
überschüssiger Geldmengen im Steuervoge und durch Aufnahme 
kurz-, mittel- und langfristiger staatlicher Kredite und An- 


leihen am Geld- und Kapitalmarkt kam im Herbst 1940 planmässig 
in Geng. 


Wenn das belgische Geld trotz aller Bemühungen, die 
teich angeglichen waren, im Laufe 
nicht die gleiche stabile 
deutsche Geld im Reiche, 
mittelbaren Kessnahmen z 
des nicht wirksem waren, 


denen im 
der Jahre im Konsumsektor 
innere Keufkraft behiolt, wie das 


so lag dies nicht daren, dass die un- 


an 

1) vosl. 8 Ausgabe vom 254721940, 

2) VOB. le Ausgebe Nr, 7. 

3) VOP1l. 2. Ausgabe Nr, ?1 und 3, Ausgabe Nr, 7, 
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Die Tütizkoit der Notenbanken. 
—————— O 


Entwicklung des Geldumlaufs, 
esse 
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„ie Nationalbank von Belgien hatte nach Herausgabe ihres Aus- 
weises vom 8, Mai 1940 die Veröffentlichung ihrer Woehenaus- 
weise eingestellt, Der neuerriohteten Emissionsbank war die 
Veröffentliohune von Wochenausweisen gemäss Artikel 24 ihrer 
Satzung freigestellt, Sie hatte lediglich dem Kommissar halb- 
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Jährlich eine Aufstellung über den Stand der Aktiven uni 
Passiven der Bank zu geben. 


Anfang 1941 ergab sich die Frage aer #lederveröffentlichung 
der Wochenausweise der Nationalbank, zu der sie nach Arti- 
kel 71 des Bankgesetzes vom 24, August 1939 una Artikel 42 
er Statuten verpflichtet wer, Die Veröffentlichung sollte 
auf die Bevölkerung beruhlrend wirken, in der Uber Ans mute 
sliohe Ausmass des Notenumlaufs deunruhigende Gertichte 
zirkulierten. Der Nationalbankausweis allein ohne den Status 
der Emissionsbank, die wichtige Gesehäftszweige tIbernommen 
hatte, hätte nur ein unvollstündiges Bild von dor Währungs 
lage gegeben. Die Ausweise der beiden Notenbenken wurden da- 
her aufeinander abgestimmt, nach der Gepflogenheit der Natio- 
nalbank jeweils am Donnerstagabend abgeschlossen und am fole 
genden Sonnabend - erstmals wieder am 2, Januar 1941 - ver- 
öffentlicht, 





© Ausweise beider Institute wurden zu einen "Gemeinschafts- 
is der Nationalbank und der Emfissionsbank* vereinigt, 

Ger gomeinsem mit den beiden Finzelausweisen veröffentlicht 
wurde und einen vollstindigen Uberblici: ther die Währungslage 
f. Bine Übersicht ther die Entwicklung der Hauptposten Aes 
Guaeinschaftsansweisos während der Besatzungszeit und ein 
Vergleich der Ausweise vom 8. Mai 1940 und vom 31. August 
1944 sind als Anlagen beigefügt.) 


Der Notenbankstatus (Nationalbank und Emissionsbank) wies in 
der Zeit vom 8. Mai 1940 bis 31, August 1944 folgende wesent- 
liche Veränderwnesn auf; 


— —— — — 
1) Wel. Anlage III Geneinschaftsausweise der Hationalbanı von 
Belgien und der Xmissionsbenk in Brüssel. 


vgl. Anlage IY Wocheneusweise der Bationalbenk, der mis- 
LL» XY] und der Gemeinschaftsausweis vom 
31.8.1944, 
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Im einzelnen ist folgendes zu berichten: 


Der Banknotemumlauf hat nachstehende Entwicklung " 


sedit | Steigerung 
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Santlichten Amsweis vom 51. August 1944 der 100 Nra. -Betmg 
übersohritten. 
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Sit econ, tnd ter vi ei. d 
im Jehre 1940 infolge der grösseren Devorratung der Wirt- 
schaft mit Barzahlungsmitteln vor Ausbruch der Peindselig- | 
keiten und des apBohlisssenden Rückströmens dieser flüssigen 
Mittel zur Notenbank die monatliche Durchschnittssteigerung 
(Mai bis Dezember 1940) mur 626 Mill. bfrs. betrug, erhöhte 


sich das Tempo 1941 bis 1942 beträchtlich, Die Steigerung im 
P konatsäurchschnitt betrug: 











1941 = Mill. bfre. 
— * ., 
43 
war ein 
Unlaufszunahme uf ə s .. .. 2» «^». eh * . @ 


festzustell 3, die mit den Rückwirkungen der Ausserkraft- 
setzung der Noten zu 500 und 1.000 hfl in Holland im Mites 
1943 zusammenhing. In Belgien ergab sich daraus ein Rückstrom 
von 5,9 Mra. bfrs. = 54 $ der 10,000 Frenk-Hoten zur Natio- 
nalbank. Er wurde durch einen erhöhten Geläbedarf aufgrund 


steigender Cloaringübervweisungen aus dem Reich wieder ausge- 
slichen, 








Des erste Halbjahr 1944 brachte hingegen ein starkes Anstei- 
gen der Umlaufssusweitung als Folge der Fliegerangriffe suf 
aie belgischen Verkohrsanlagen im Frühjahr 1944, die zu Ein- 
lagerückziehungen bei den Banken führten, Ausserdem hatte 
sich die belgische Wirtschaft in den Vormonaten der Invasion 
mit grösseren Beständen an flüssigen Zahlungamitteln einge- 
deckt. Schliesslich erfuhren die Cleeringzuhlungen eine wei- 
tere Erhöhung, hauptsächlich dureh Überweisungen an deutsche 
Dienststellen, die sich ebenfalls mit Reserven versahen, um 
- bei oinem eventuellen Versagen des Clearingverkehrs - gegen 


elle Geldanspriche gerüstet zu sein. 
A " 
*Mb1. 
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Der Vergleich der Gelävermehrung in Belgien mit dem Zuwachs 
in den angrenzenden Ländern zeigt, dass dio Ausweitung seit 


2. demuar 1938 in Belgien niedriger war als in Frankreich, 
Holland und dem Deutschen Reich. 


Steigerung des Notenumlaufs in Fronentettnen 
( seit Januar 1970 
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Das Tempo der Unleufsausweitung war demnach mit Ausnahme des 
Jahres 1941 in Belgien geringer als in den umliegenden Lin- 
dern, Die niedrigere Ziffer in Holland für 1943 ist suf ais 
Rüekziehung der grossen Notenebsehnitte zurückzuführen. Im 
Vergleich sum Deutschen Reich gibt diese rein zahlenmüssige 
@ gegezibsrstellung jedoch kein richtiges Bild, weil in 
Deutschland seit 1938 beträchtliche Gebictscrweiterumgen da- 
zugekonmen waren und weil der ständig steigenden Ausdehnung 
Ger deutschen Produktion eine rüskgängige Boschäftigung der 
* belgischen Wirtschaft gegenüberstand, 


Wash einer Schätzung čer Refahswirtschaftckenmer vom Sommer 
1942 betrug aie - nit dem Jahre 193] = 
100 f verglichen = im ‚in Deutschland 1433 f, im — 
Belgien jedoch 41 Pains ve d 4 in i 
Deutschland Arge : 

€ — 
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soheftsleistungen zu niedrig eingesetzt wäre unč wenn als 
richtig unterstellt würde, dass der tatsächliche Geldumlauf 
in Belgien wegen grosser Banknotenhortungen niedriger war als 
&er nominelle, so steht doch wohl fest, dass die für beide 
Linder prozentual errechnete Ausweitung des Geldumlaufs für 
Belgien wührungsmiissig eine schwerere Belastung darstellte 
als für Deutschland. 


] 


] 





Eine Gegenüberstellung des Notenumlaufs pro Kopf der BevOlke- 
rung zeigt, dass Belgien weit an der Spitze der vergleíohba- 
@ zen Länder stand. Die absolute Höhe (1943) von 8.719 bfrs. = 
697 Mi pro Kopf in Belgien ist ein Zeichen dafür, dass neben 
der in Belgien - wie aueh in Frankreich - starken Neigung zur 
Barzahlung eine bedeutende Notenhortung bestand. Die deutschen 
Bemühungen zur Förderung des bargeldlosen Zuhlungsverkehrs 
hatten keinen tiefer greifenden Erfolg cezeitigt. Belgien 
hatte von jeher den grössten Notemumlauf pro Kopf der Bewöl- 
kerung der Vergleiohslánder, im Jahre 1937 z.B. bereits mehr 
els das Dreifsshe der entsprechenden Unlaufsnenge im Reich: 


Belgien: Mai 1940 pro Kopf i5 vem. 
Hai 1945 pro Kopf bfre. 
181 





"5 Frankreichs Mai 1940 pro Kopf 3,702 firs. = bfrs. 
Apr.1945 pro Kopf 10.245 ffrs, = 403 offre. 

Holland: Kai 40 nfl. € 
wei 1940 pro Eepe — MS ned. c 40727 fre. 
Deutschlandı pro Kopf 1348 m » hrs. 
Wai 194) pre Kept 23m 3:19 ere. 
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noch der Umlauf an Stestensten in folgender Zusam- 
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(1.090) (144) (3.333) 


© Der Umlauf an 10,000 bfre.-Hoten, der bis 15. April 1943 auf 


12.789 Mill. bfrs. = 16 £ des Oesentumleufs gestiegen war - 
gegenüber einen Unlauf an 1.000 RE-Noten im Reich von nur 
0,7 $ Ende 1942 ~ war dureh die sohlagertige Ausserkraftset- 
zung der Noten in Holland beeinflusst worden. Der Rüokstrom 
an 10.000 bfre.-NHoten zur Nationalbank setzte besonders in 
den ersten Tagen beinahe panikartig ein (z.B. am 18. Murs 
1945 mit über 800 Mill. bfrs.), so dass zeitweise Befürehtun- 
gen auftreten, ob die Reserven an kleineren Banknoten ausrei- 
chen würden. In April trat jedoch wieder eine Beruhigung boim 


S belgischen Publikum ein, Der 10.000 bfrs.-Wotenumlauf ist in 


der Zeit vom 15. Mirz bis 1. Mai 1943 um 54 % zurüokgegangen. 
Von den eingelieferten grossen Noten wurde nur ein Teil Zug 
wa Zug gegen kleinere Abschnitte ungetauscht, De erfahrungs- 
gemäss die 10,000 bfrs.-Hoten zur Bezahlung von Schwarzge- 
sehüften dienten oder gehortet wurden, wurde die Nationalbank 
bei dieser Gelegenheit engewiesen, dic Neususgabe soloher No- 
ten einzustellen und bestrebt zu sein, auch die restlichen 
umlaufenden Absehnitte zu 10.000 bfrs. nach und nach aus dem 
Verkehr zu ziehen, Der in den Jahren 1943 und 1944 immer 
fühlbarer werdende Mangel an Banknotenpapier zwang hingegen 
die Notenbank, wieder auf diese Noten zurückzugreifen und sie 
zum Teil wieder in den Verkehr zu bringen. 


Die Giroguthaben der beiden belgischen Notenbanken haben sich 
von 909 Mill. em 8. Mai 1940 auf 4.022 min. bfrs. am 31. Au- 
gust 1944 erhöht, Die Steigerung Jauptsächlich mit der 
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Errichtung von Konten für die deutschen Dienststellen bei der 
Emiusionsbank zusammen, Pin wesentlicher Anteil entfiel al- 
loin auf das Konto der Hauptverwaltung der Reishskreditkassen, 
das dureh die Besatzungskosten Ass belgischen Steates gə- 
speist wurde, Weitere grüssere Guthabenbestiünde wiesen dis 


Konten der Wehrmachtverrechnungskesse sowie der Allgsmoinen | 
Warenverkehrs-GubH. auf. 


Die Girokonten der Nationalbank, die in erster Linie die 
flüssigen Reserven der Privatbanken äarstellten, waren weni- 

“ ger grossen Sohrankungen unterworfen. Der Guthabenbestand am 
31.8.1944 betrug 1.571 Mill. bfrs. 


Der Bar- und Giralgeläumlauf hat sich in der Berichtezeit 
wie folgt entwickelt: 


(in Mill. 
* zu Ende L2 $t 
zu Ende 1941 „6 
zu Ende 1942 1,7 


zu Ende 1943 ‚7 
am lẹ Juli 1944 100,3 





Die Zunahme des Btückgeldumlaufs betrug bis 1. Juli 1944 = 
68,9 Mra. bfre, = «.219 $, aie des gesamten Ber- und Giral- 
geläwmlaufs?) 74,2 Mrd. bfre. = + 230 $ vom B, Mai 1940. 





Die Guthaben des bei der Emissionsbank, die 
früher vom belgischen Staat verwaltet wurden, betrugen am - 


31. Dezember 1943 = 7,102 Mill. bfrs. Die Xntwioklung der 
Privatenthaben zeigt folgendes Bild: 


1 . Y: Zusammensetzung 
) vgl. Anlage a des Ber- und @iralgeldun- 
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Sans Mill, birs. 


9 940 205 . 

. Dezember 1940 3,854  * " 
31. Dezember 1941 5.005  " * 
31. Dezember 1942 5,872 * ” 
31. Dezember 1943 ar " a 
50. Juni 1944 .296 » bad 


Der Bestand des Postscheckamtes an belgischen Sohatzanweisun- 
gen, in denen 65 % des Einlagenzuwachses seit dem 3. August 
1940 automatisch angelegt wurde, betrug em 50, Juni 1944 = 
3,404 Mill. bfrs, 





Die Sichtverbindlichkeiten beider Notenbanken (Banknotenum- 
lauf und Girogutheben) zeigen seit 8. Mai 1940 folgende Ent- 
wioklung ı 





Nationelbenk allein: 




















8 Mill.bfrs 1 Mill.bfre 
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Hlenfe lenkte die Aufmerksamkeit der deut- 
| auf diese Möglichkeit. Boi 
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4es Finenzministeriums, die bereits im Februar 1942 sufge- 
nommen wurden, wurde erkennbar, dass die belgischen Stellen 


nicht beabsichtigten, die Bestimmungen über 11e Notenmindest- 


deckumg, dio der waiteren Aoteneéusgsbe hinierlioh waren, von 
sich aus ausser Kraft zu setzen. Der 


5egentenrat der Natio- 
nalbenk besehiifticte sich in der Sitzung von 25, 


"— 9 


Februar 1942 
“er Frage, welche Haltung die Nationalbank einnehmen sol- 


le, wenn die lationaldauk durch sine TO der MV von der Ver- 
pflichtung zur Sinhaltung der 40 Aigen Deokungsgrenze be- 
freit werds uni beschloss am 4. März 1942, dass die National- 
bank eino von deutscher Seite erlassene Ye zur Ausserkraft- 
setzung der Notendeckungs:;renze bis auf weiteres folgen kön- 
ne und dass der Artikel 29 des Bankgosetzes vom 24, August 
1523 nicht angewandt werden solle. Gleichzeitig mit der vo 
über die Geschüftstütigkeit der Nationalbank vom 6. März 19421 
mit der die Deckungsbestimmmeen bis au? weiteres ausser 
Kraft gesetzt wurden, wurde eine ausführliche Pressenotiz?) 
über die Aufhebung der ~eckuigsbestimmungen hereusgegeben. 


* Die belgische Öffentlichkeit hat diese Massnahme mit verhält- 


nismüssig grosser Ruhe eufrenommen. Eine geringfügige Speku- 
letionswelle an der Börse eb^te bald wieder sb. 


Das Deckungsverhültnis hat sich wie folgt entwickelt: 





1939 82 $ 
1940 16 % 
25. Juni 1941 
25. Dezember 1941 
25 


5? > 
—— as i 
25. Dezember 1943 3 3 
31. August 1944 21 s. 





Í 
Devisenbestand der Nationalbank, 





Die Devisenbestinde als Heuptursaehe für ĉie Ausweitung des 
Geldumleufs in Belgien sind fast anrsahliosslich durch das 


1) YOBl. 69. Auszebe Br. 1. 
2) vel. Anlage VI. 











Anwachsen der belgischen Clearingguthaben, die in Laufe der 
Zeit für die Währungseruittlung entscheidend waren, beein- 
flusst worden, 


Die Nationalbank unterhielt vor dem Eriece nur geringe Devi- 
senbestiinde für die Aufreshtorhaltung des leufenden Ge- 
schäftsvorkehrs mit den eusliindischen Zentral- und Privetben- 





won denen sio in ihrem Status per Ô, Mei 1940 mur 19 Hill, 
bfrs, auswies. Ihr Devisenbestend erhöhte sich nach der Də- 
setzung infolge des Umtauschs von Räik-Scheinon gegen delgi- 
sche Zahlungsmittel und der Cleeringsuszahlungen, die &nfüng- 
Aen bis auf den Höchstbostand von 2,977 Mill. bfrs, sam 24, 
April 1941 über die Nationalbank geleitet wurden, Beide Ge- 
sohüftezsoige wurden dann auf die Emissionsbenk Übertragen, 
bei der sämtliche mit der Besetzung des Landes zusamnenhin- 
sende Geschäfte konzentriert wurden, Lie Nationalbank hat 
&eher von Ende 1942 eb pur noch die obengenannten Devisenbe~ 
stände im Botrege von 44,9 Mill, bfrs, susgewiesen, 


Sleoringguthaben der Baissionsveuke 

Von unvergloichlich grösserer Bedeutung war der Devisenbe- 
stand der Emissionsbank, Den weitaus wichtigsten Posten bil- 
dete das Guthaben im Rahmen des Zentralolearings bei der 
5eotsehen Verrechnungskasse.?) 


Die Zunahme des Cleeringguthabens hat sich bis zum Frühjahr 
1943 progressiv gesteigert. Yon diesem Zeitpunkt an blieb 
sie mit Gurchschnittlich 5,7 Med. bfrs, pro Vierteljahr un- 
esfähr stabil. 


1) vei. | Übersicht über die Entwicklung des Clea- 
) vel. anlage VITI bersio A. — 
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30. 6,44) 1.9.48) 3044) 
Gesmmtonsgaben £16 Mré.hfra. 1.650 Moteftre. 205 RUIN 


gedeckt dureh: 


a) Steuern 65 = 29% 535 = 325 J- | 
Besatzungs- ; 
kostenzah- 


Kriegsbei- | 
trüge usw. | 


b) Anleihen u, 
Scheatzen- 








fung) 72 * 34% 600 = 37% M3 = 36% 


e) Notenbank , 
(Inflation) 81 = 37 % 55-314 eng 


III. Die Regelung des Geldunleufs. | 
l. Behandlung dor Reichskreditkassenscheine, | | 


Die Ausgabe von REK-Scheinen ĉurch die Reichskreditkas- 

sen in Belgien betrug in der Zeit vom Mai bis 

1940 etwa 4,2 bis 4,4 Mrd. bfrs. = 336 bis 352 mili. | 
Devon wurden bis zum 30. Juni 1941 = 3,567 MiNI. bf: ral 
285 Mill. PM von den Notenbenken aus dem Verkehr 

gen und an die Heuptverwaltung der Reichskreditkes 
ebgoführt, j 1 
Nachdem der Zahlungsverkehr der Wehrmacht Anfang Okto- 
ber 1940 euf bfrs.-Zahlungamittel umgestellt worden wer, 
konnte cafgrund der erlassenen Devisenbestimmungen orwar- 
tet werden, dass ein wesentlicher Zufluss von BKK-Gehei- 
men ans dem Reich nicht stattfinden würde. Den Wehr- 
mechtengehtrigen war eueh ĉie Terausgabung von REK- 


Boheinen in Belgien dureh die Wehrnechtzehlungsregelung 
des OK" verboten worden. 


| 


coco — —oÀ | 





Loupe | 


le Behandlung dor Beichskrefitkansenscheine. 
Ste Auncabe von MIK-Beheinen dureh die Ralsbsretits- | 
sen in Belgien betrug in der Zeit vom Mai bis Oktober d 
1940 otwa 4,2 bis 4,4 Med, bfrs. = 336 bis 352 ill. du 
Daven wurden bis zum 30. Juni 1941 = 3.367 Mill. bfj | 
285 Mill. PR von den Notenbenken aus dem Verkehr 
gen und an die Hauptverwaltung der Reichakredi 
abgeführt, | 


Nacháon der Zahlungsverkehr der Wehrmaeht Anfang Okto- —— 
ber 1940 euf dfre.-Zehlungemittel umgestellt worden wer, 
koennte sufrrund der erlassenen Devisenbestimmungen erwar- 
tet werden, dese ein wesentlicher Zufluss von RXX-Schei- 
nen aus dem Reich nieht stattfinden würde. Den Fehr- 
machtangehtrigen war euch dis Versusgebung von in 
Scheinen in Belgien dureh die Wehrnechtzahlungsregelung 
des OKF verboten worden. 
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Wit den belgischen Finsnzministerium wurde vereinbort, 
dass die nach dem 30. Juni 1941 von den Notenbänken noeh 
aufgenommenen REK-Scheins monatlich in Höhe von 50 Milks- 
bfrs. = 4 Mill. RM auf die Besetzungskostenreten in Zah- 
Jung gegeben werden konnten. Bis April 1942 hette aie 
Nationalbank über den Betrag von 3.567 Mill. bfrs. hinaus 
weitere 800 Mill. bfrs,. an RKK-Scheinen umgeteuscht, so 
dass dor ursprünglich in der Zeit vom Mei bis Oktober 
1940 ausgegebene Betrag an RKK-Soheinen völlig aus dem 
Verkehr gezogen gelten konnte, Es konnte daher angenon=- 
men werden, dass sich zu diesem Zeitpunkt praktisch kaum 
noch RKX-Goheine im Lande befenden, Trotzdem tauchten 
seit Beginn des Jahres 1942 in Belgien in steigendom 
Masse REX-Scheine auf, die von den Notenbanken laufend 
gegen belgisohe Zahlungsmittel umgetauseht werden muss» 
ton. | 


Bin erheblicher Zufluss wurde im April, Mai und Juni 1942 
dureh aus dem Osten kommende Truppenteile verursacht, 


Die illegale Einbringung wer jedoch die Haupturstohe. 8o 


hatte z.B. eine Dienststelle der Luftwaffe B mill. PM 
REK-Geheine nach Belgien ungenehmigt eingeführt, um 
Sokzerzaufkiufe zu tütigen, nachdem die UV die Finanzio- 


rung der Vorhaben aus Besatzungskosten für unmöglich ər- 
klärt hatte, 


Die Notenbanken, die im Frühsommer 1942 u.a, auch wio- 
Ger gegen das Anwachsen der Cleeringüberweisungen oppo- 
nierten, äusserten gegen den erneuten Zustrom der REK- 
Beheine schwerste Bedenken und stellten ihre weitere 
Mitarbeit in Frage, wenn nicht dagegen vorgegangen wer- 
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ihrer gesetziichen Zahlkreft, die aus grunäsätzlichen 
Erwügungen erhalten bleiben sollte, schreiten zu müs- 
een. 


Gegen die offizielle Ausserkurssetzung der RKK-Goeheine 
sprachen erhebliche Bedenken. Zunächst hätte ein Auf- 
ruf der RKK-Scheine erfolgen müssen. Voraussetzung für 
die Ausserkurssetzung wäre eine bindende Erklärung der | 
Nationalbank und des Finansministeriums gewesen, dass 
sie zur Ausgabe von Banknoten nach Massgabe des jewei- 
ligen Wehrmechtbedarfs uneingeschränkt bereit seien, | 
oder aber das Vorhandensein einer cusreichenden Menge 
euf Vorrat geäruckter newer Noten der Emissionsbank in 

l Brüssel, die bei Ausfall der Nationalbank sofort zur 

| Verfügung standen, zu deren Herstellung aber minde- 

| stens vier bis fünf Monate Zeit erforderlich gewesen 

| wären. 





Die Nöglichkeit, bei Ausfall der Nationalbank die Dnis- 
sionebenk in Gang zu setzen, hat die BY wiederholt be- 
sohäftigt. Bin solcher Bohritt, der gerade in dem Zeit- 
punkt hätte getan werden müssem, in dem durch einen 

Rücktritt der Leitung der Nationalbenk die Öffentlich- 
keit auf die akute Gefährdung der belgischen Währung 

hingewiesen worden wäre, hätte wahrscheinlich ein Xx- 

periment dargestellt, das, wenn es überhaupt gelang, | 
mur von vorübergehender Wirkung sein konnte. Die in | 
ikrom Vertrauen zum belgischen Franken wankend gewor- 
dene Bevölkerung hätte dem Benkmeten der Muinsiensbauk | 
kaum Vertranen entgexengebrasht. Die Bevilkerung Bel- — 
giens würde möglicherweise die Mmissionsbarknote ther- | 
haupt abgelehnt haben, da eie in ihr ein Besatzunge- —— 
gela gesehen hätte, hinter den nicht, wie boim NE= 

Sehein, das Deutsche Reich stand. Es musste daher in 

Rechnung gestellt werden, dass das Experiment mit der | 
Imissionsbank den Zusammenbruch des belgisehen Franken 
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der duron einen Rücktritt der Leitung den Fationaibank 





. Dereita disiwüminiort worden war, besahleunicte, sc 


dass letzten Endes sin Einsatz der TEK-Goheine hutte 


wrfolgen müssen. Überlegungen (ieser Art haben die MY 


Stets veranlasst, mit den Wotenbanken alle Fregen der 


BEE-Scheine sehr behutsam zu behandeln, 


Da die völlige Ausserkraftsetzung 4er REK-Gcheine wegen 
Ger angeführten Bedenken nicht möglich war, so hätte 
den Schwierigkeiten, die aus dem Einströnen der für 
den Osten susgegsbenen PEK-Ccheine entstanden, demit 
begegnet werden können, ass die in don besetzten Fest- 
gebieten umlaufenden RKY-Gchqíne dureh der Überdruck 
"Westen* gekennzeichnet worden wären. Abcesehen vcn 
der Gefchr dor Fulschung Gieses Uberéructas war Azdei 
“ber zu befürchten, dass die "West-REXR-Seheino® gegen- 
über den übrigen REK-Gcheinen eine unterschic4lishe 


Bewertung erfuhren, 


Zusanusnfassend ist daher festzustellen, dass weder 
Cine Ausserkurssetzung noch eine Abstempelung der 
RER-Scheine nöglich erschien und daher andere Tege be- 
gungen werden mussten, 


Um Neehforsehungen über dio Herkunft der RKK-Echeine 
anstellen zu können, wurde zunächst den Banken on 

1l. Juni 1942 aufgegeben, Zinzehlungen von FEX -Echei- 
nen im Einzelbetrage von 50,000 bfrs. = 4.000 RE und 
mehr der NY zu melden. Ferner wurde den Banken in be- 
senderen verboten, von' deutschen Stellen RKK-Gcheine 
als Einzahlung auf Benkncten srtgegerzunehmen, Darüber- 
hinaus erging am 7. Juli 1542 ein allgemeines Verbot 
an die belgischen Banken, AK -Scheine in Zahlung zu 
nehmen, suszuzahlen oder gepen belcisehe Fronken umzu- 
wechseln, Anschl:esgera murän om 17. Juli 1942 die Be- 
völkerung dureh eine Prossenctiz aufgefordert, I- 
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zugebilligt werde, Nach längeren Verhandlungen wurde 
schliosslich auf Weisung der MY der Umtausch mit Fip- 
kung vom 17. August 1942 bis auf weiteres «änzlich oin- 
gestellt. Für den Umtausch aus Geutsoher Hand standen 
im Rehmen der bestehenden Devisenbestimmmgen die 
Reichskreditkessen weiter sur Verfügung. 


Die Umtauschsperre wurde bereits am 1. September 1942 
etwas gelockert, Die Inissionsbank wurde engewiesen, 
in Hürtefüllen unà sus der Hand von Einzelhandelsge- 
sehüften den Umtausch in missigem Umfange weiterzufih- i 
ren, um den aus dem Reich einreisenden Soldaten und 
Zivilpersonen die Verwertung ihrer REK-Goheine für den 


täglichen Reisebedarf in kleinen Beträgen zu ermögli- 
chen, 


- — —— — a —— 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan hat dann jedoch 
mit Schreiben vom 13, Dezember 1942 ersucht, die Nog- 
lichkeit, RKK-Scheine ständig ohne Sohwierigkeiten in 
Beleien umzutauschen, wieder herzustellen, Die Emis- 
sionebank wurde daraufhin angewiesen, alle alten Be- 
stände aus der Zeit vor dem 17, August 1942 ohne wei- 
teres noch hereinzunehmen und darüberhinaus ReE-Scheine 
von Geschäftsleuten, insbesondere Hotels, Restaurants 
und Zinzelhändlern in Rahmen ihres normalen Geschäftes- 
unfangee unter Einschaltung ihrer Filialen umzuwech- 
seln. Mit diesen Massnahmen war den Bedürfnissen der 
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Soldaten Rechnung getragen. 


Weitergehende Lockerungen waren untunlich, weil åa- 
&uroh der Überblick Uber den Geldumlauf und die Steu- 
erung des Geldzustroms erneut gefährdet worden wiire. 
Die Tätigkeit der am l, Oktober 1942 zur Kontrolle 
der Wehrmachtgeläversoreung im Clearingwege errichte- 
ten Wehrmachtverrechnungskasse wäre weitgehend gegen- 
stendslos gemacht, die Kontrolle des Schwarzhandels 
noch weiter erschwert und die Zusammenfassung des so- 
genannten legalisierten Schwarzhandels weitgehend 
lahmgelegt worden. 


Die Umtüusche von RKK-Soheinen und Pfennigmünzen de- 
trugen bis 31. August 1944 insgesamt 7,4 Mrd. bfrs. = 
595 Mill. HM. 


Auf die seit Herbst 1941 wiederholt vorgetregenen Bo- 
denken der MV gegen die unbercohtigte Xinbringung von 
RKK-Goheinen hatte das OKW in Erglinzung der allgonei- 
men Dévisenbestimmungen für die Wehrmacht (Wehrmacht- 
zahlungsregelung) vom Herbst 1941 bereite mit Erlass 
vom 25. Juni 1942 angeordnet, dass Geléumwechslungen 
jeder Art durch die Reiohsbankenetelten, Reiehskredit- 
kessen und sonstigen Bankenstelten zugunsten militäri- 
N schor Dienststellen und nur gegen Vorlage einer Be- 


d | vorgenommen werden dürften, 
et 4 





wurde vom Leitenden Intendanten bein 
| Mefohlen, dass einzelne Wehronohtengohorige 
bei den Truppenkassen in den Orenzen der 
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Um auch die Abhebungen von REK-8oheinen unter Kontrolle zu 
bekommen, wurden auf Bitte der NY die Reichsbenkanstealten 
vom Reichebenkdirektorium mit Verfügung vom 5. September 
1942 und vom 9, März 1943 angewiesen, grössere Abhebungen 
von RXK-Scheinen durch Wehrmechtdienststellen zu melden. 


Der Geldbetrag, den zurückkehrende Urlauber nach Belgien 
hereinbringen durften, wurde ausserdem durch Erlass des OKW 

vom 23. Juni 1945 von 50 IM auf 20 RM herabgesetzt. Des OKW 
A bestimmte ferner dureh Erlass vom 27. August 1943, dass REK- 
Seheine nur noch von bodenständigen Kassendienststelien der 
Wehrmacht erhoben werden dürften, bei denen die Verwendung 
der HEX-Scheine kontrolliert wurde. 


Diese Hassnahmen heben die missbräuchliche Verwendung von 
RKK-Scheinen eingeengt. Sie hätten jedoch keinen durohgrei- 
fenden Erfolg gebracht, wenn nicht die Verwendbarkeit der 
RKK-Scheine in Belgien duroh ihre praktische Aussorkursset- 
zung ausgeschlossen worden wäre. Die HV hatte mit dieser 

Massnahme beabsichtigt, den REK-Schein auch als Transfer- 
e mittel ausser Kraft zu setzen, nachdem er als Zahlungsmittel 
tatsächlich nicht mehr gebraucht wurde, Trotz vielfacher Wi- 
derstände, die sie dabei gefunden hatte, ist nicht zweifel- 
haft, dase aie MV von vorneherein auf dem richtigen Toge 
wer. Der MilBef in Prenkreich, der sich dem belgischen Vor- 
gehen bereits im September 1942 hatte anschliessen wollen, 
hat daher im Herbst 1945 ebenfalls die Aussorkursaetzung 
der REK-Scheine in Frenkreieh nach belgischem Muster vorge~ 
nomnen. 


2. e des Bestandes Emissionsbenk an 
Kassensoheinen. Usteusehkonto Über 3.567 Mill. Mrs, —— — 
Um die von den belgischen Botenbanken ungetzuschten ZXX- | 
Scheine wieder einer Verwendung im Zahlungsverkehr zuzufüh- 
ren, wer die Hauptverwaltung der Reichskreditkassen bereits 
im Herbst 1940 bemüht, dio bei der Enissionsbenk befindli- 
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Im Juni 1941 wurde dam mit der Emissionsbank vereinbart, 
“ans sie den Gesamtbetrag der bis zum 30. Juni 1941 umge- 
fausohten RKK-Scheins in Höhe von 3.567 Mill. bfrs. = ein- 
sehliesslioh der bereits gelieferten 450 Mill. bfrs. - an 
aie Hauptverwaltung der Reichskreditkassen herausgeben und 
dafür eine Gutschrift in belgischen Franken auf dem Untausch- 
konto A erhalten solle, Gleichzeitig wurde mit dem belgi- 
schen Finenzuintsterium vereinbart, dass die nach dem 30. 
Juni 1941 von den "otenbanken hereingenommenen RKK-Scheine 
monatlich in Höhe von 50 Mill. bfrs. = 4 Mill. RM auf die Be- 
satzungskostenraten in Zahlung gegeben werden sollten. Ein 
arüberhinausgehender Betrag sollte euf einem neuen Umtausoh- 
konto B der Enissionsbank gutgebraoht werden. 


.aghüem sich im Laufe der Zeit bei der Nationalbank erneut 
BEK-Scheine in beträchtlicher Höhe angesammelt hatten, stell- 
te der Bonderbevollmichtigte West der Hauptverwaltung der 
Beichskroäitkassen am 3, Juni 1942 erneut den Antrag auf Ab- 
lieferung eines runden Betrages von 500 Mill. bfrs. zwecks 
Gutschrift des Gegenwertes auf dem Umtauschkonto. Die Natio- 
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die Aufroohterhaltung des einheitlichen Wihrungswslauts in | — 
literie Ms dani Mantia, Mi dia BTE 
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erneut gelussert, Ein diesbezüglich bereits vorbereitotes 
Behreiben an die Euissionsbank kam jedoch nicht zur Absen- 
@ung, weil sich kurz darauf ergab, dass der Reichsfinanzmi- l 
nister gegen die Gutsehrift des Gogenwertes Zinwenäungen er~ _ 
hob, der betonte, dass die seinerzeitige Gutschrift über | 
3.567 Mill. bfrs. ohne seine Zustimmung erteilt worden soi. 
Gleichzeitig stellte er die Forderung, dass diese Buchschula 
der Eauptverwaltung der Reichskreditkassen gegenüber der 
Emissionsbank durch den belgischen Staat ale zusätzliche 
Besatzungskosten übernommen werden solle. Ferner forderte 

er die entschädigungslose Ablieferung des derzeitigen Be- | 
stendes. Wenn dies jedoch aus politischen Gründen zurzeit 
vn ved — MI, Vn Bin: pelis E 
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Takter der Zehlungen festzuhalten, Bur eine unverzinslishe 
Gutsehrift zugunsten des belgischen Staates in Botrasnt, 


Der ChMY hatte in seinem Bericht vom 22, ; obrusr 1943 an das 
OKH daraufhin in Aussicht gestellt, dass die Uborna&nme der 
Buchschuld von 5.567 Mill. bfrs. von belgischen Steet gefor- 
dert werden würde, Andererseits wurde jedoch betont, dass 
die Abforderung des derzeitigen Bestandes der Emisv1onsbank 


&genwertes erfolgen kónne, Der daraufnin erst am 15. August 
1943 ergangone Erlass des KH hat mit Zustimmung des K% 


3.566.547.650 bfrs. zu übergeben und damit die aus der ibga- 
be von RKK-Goheinen im Betrage von 202.323.812,-- RM ont- 
Stendene Buchschuld der Hauptverwaltung der Reichskredite 
kassen zu übernehmen, 


Gleichzeitig wurde ĉie Emissionsbank aufgefordert, ihren an 
Jledugust 1943 vorhandenen bestand an RKX-Gcheinen unverzüg- 
lieh an die Reichskreditkasse in Brüssel gegen Kontogut- 
sehrift in bfrs. abzuführen, da diese Scheine für don Zah- 
langsverkehr der Reichakreditkassen im Osten benótigt wür- 
den. 


Die Enissionsbank hat mit Schreiben vom 23. September 1943 
Gas Verlengen auf Herausgabe der BEX-Scheine abgelehnt, da 
81e befürchtete, dass die RKX-Goheins erneut in Belgien aus- 
gegeben würden, Ausserdem wollte sio dio RKK-6eheine bekal- 
ten und nicht in eine Buchforderung umwandeln, weil delgi- 
Sohe Waren mit diesen Noten bezahlt worden seien. Die mis- 
sionsbauk befürchtete, dass die Kontogutschrift eines Teges 
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gestrichen werden könnte, während sie die effektiven Bankno=- 
ten für besser realisierbar hielt, Im übrigen deckte sich die 
Kinstellung der Eniesionebank mit der Haltung der Nationel- 
bank gegenüber der Forderung der deutschen Reiohsregierung 
auf Herausgabe von Reichsbanknoten im vorigen Weltkrieg, 
Die damalige Weigerung der National » aie Reichsbanknoten 
&bzuführen, führte dazu, dass der Nationalbank und der Socié- 
té Générale de Belgique - Notendepartement - die Zwanzsver- 
waltung angedroht werden musste, ehe sie sich Zur Abgabe der 
Marknoien verstanden. 


Trotzdem musste die Reichsbank untor 
Beteiligung des Generalkomissars am 11. Beptember 1916 die 


Noten abholen lassen, da dic Hitwir 
sonals nicht zu erreichen war, 


kung des belgischen Per- 
Der Vorgang ist später von 


worden, 


belgischer Seite als Gewaltakt hingestellt 







"die 100 Mill. 
Umlaufs seien 
teresse bestehe, 
waltung der Rei 
wendıng gegenüber der 
wollen.* 


Aufgrund dieser Stellungnahme wurde das 
ren nicht weiter vorfolgt. Der Bestand hatte sich 
monatliche Anrechnung von 50 W111. bfrs, auf die 
kostenzahlungen bis zum 31, August 1944 auf 


694 xaaa. fra, 
55,5 Mill. NN erniasigt und ist bet Biumung der Steat 
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tember 1943 mit der Begründung ab, &mss thm von einen Yorbe- 
halt bezüglich einer onágültigen Regelung den Gutschriftsbe- 
tregoes nichts bekannt sei und dass im ührigon die im Boptem- 
ber 1940 erhobene erste Rate dor Besatzungskosten Über 3 Mrd, 
bfrs. dio Bedürfnisse der Besatzungsmacht gedeckt habe. 


Die MY erviderte am 30. November 1945, dass die Einlösung der 
RKK-Goheine im Gegenwert von 3.567 Mill. bfrs, dureh d$» Fas 
Sionelbank als Aufbringung von in den ersten Nonaten der Be~ 
satzungszeit nicht erhobenen Besatzungakosten angesohen vor, 
de, welche in der ersten Zahlung von 3 Mrd. bfrs. nicht ent- 
halten war. Das Arsuchan wm Übernehme dieser Bohuld durch 

den belgischen Staat wurde daher wiederholt, | 


re ot | 


Der Generalsekretär tes Pinanaministeriuns antwortete darauf 
an 15. Dezember 1945 mit eingehenden Rechtenusfthrungen. 


Die weitere Behandlung der Frage im eraten Halbjahr 1944 | pa 
hat zu keiner Änderung des belgischen Standpunktes genlss | 
Gen deutschen Forderungen geführt. Die Schuld der Hauptvor- 

waltung der Reichekreditkassen gegenüber der Enissionsbank | 


in Höhe von 3.567 Mill. bfrs. bestand bei Rüumung Brüssels 
unverändert fort, 


s 
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im Juli/August 1942 wurde der Hinweis auf Unlaufs- und An- 
nahmeverbot von Reiohsbanknoten wiederholt, Trotz dieser 
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dürften. Gelegentlich der Ausserkurssetzung der RKK-Soheine | 
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Die Zunahme der Binnahmen im Jahre 1940 gegenüber den 
Einnahmen der Vorjahre ist auf den vermehrten Verbrauch 
von steuerpflichtigen GConu$mitteln wie Bier, Branntwein, 
Tabak durch deutsche Truppen zurückzuführen, Das weitere 
Ansteigen der Einnahmen in den folgenian Jahren hat seine 
Ursache in den von der MY angeregten SteuerorhÜhungen. 
Diese heben insbesondere auf dem Gebiet der Tabak-, Brmnte 
wein-, Bier- und Weinsteuer zu erheblichen Binnahm steige 
vungen geführt, 


Daß die Einnahmen ans den Verbrauchsabgaben im Jahre 1943 
gegenüber dem Jahren 1942 um 459 Mill. bfrs,, mithin um 

18,7 vH, zurlickgegangen sinä, ist im wesentlichen darauf 
gurfloksufthven, daß infolge Verknappung der verbrauchs- 
abgabepflichtigen Waren der Verbrauch gesunken ist. Dem- 
entsprechend sind auch im 1. Halbjahr 1944 die Verbrauchs- r 
abgaboeinnahmen woiter zurückgegangen, 


Die landeseigene Verwaltung Belgiens blieb auch nach der 
Desetzung bestehen. Die Besatrungsmscht hat daher von der 
nach Art. 48 HIKO gegebenen Möglichkeit, ‘ie zu Gunsten 
des Staates bestehenden Abgaben, Zölle und Gebühren selbst 
su erheben, keinen Gebrauch gemacht. 31e verblieben der 
Stantekasse, ate domit dis persönlichen und süchliohen 
Ausgaben der Leniesverwaltung bestritt, 
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Die Cel?mittel, deren die Besatzungsmacht zur rfüjlon; 


ihrer eigenen Aufgaben bedurften 


satzunzekosten vom belgischen Start erhoben. 


warden von der by als bee 
ie völker- 


rechtliche Grundlage dafür bot Art, 49 HIKO, der folgen- 


dermaßen lautet: 


"Erhebt der Bosetzende in der besetzten Gotiot außer 

den im vorstehenden Artikel bezeichneten Abraben 

andere o in Geld, so darf lies nur zur Dek- 
a 


der Be 


fnisse des Heeres ote: de> Verwaltung 


dieses Gebiets geschehen,” 


Der Generalsekretär ĉes belgisch 


en PFinanzministeriuns erzann- 


te in der | ohrift vom 20. Desember 1 40 Jie Arforde= 
rungenvon Besätzungskosten grundsktzlich als berec' tigt æ. 
Br machte jedoch geltend, daß alle Beitragsforderunger auf 
die Brträgnisse des Landes zu beschränken seien, Besatzung» 
kosten nur im Rahmen eines vernünftigen Bedarfs erhober were 
den dürften und die BesatizungsbehBrde nicht beanspruchen 


könne, dem besetzten Land die Un 


terkaltiung eines höheren 


Truppenbestandes aufsuerlegen, als für die Erfordernisse 
der eigentlichen Besetzung notwendig sei. 


Die NV hat eine Brörterung der hechtsfrage mit der belgi- 


- sehen Seite durch Schreiben von 


14. Februar 1941 « fin A 


60 = abgelehnt. Intern hat Sie es ale eine ihrer vornehm- 
sten Aufgaben betrachtet, die Besatzungsko: venforderung en 


in ksanen der kLeistungsfühigke it 


pe “nei. 


Wieden werden, daß durch die übe 
das band etrömenden Geldmittel v 
cistet wurden, Dabei spielte nob 






Belgiens zu halten un: 


uf ein vernünftiges laß zu beschränken. Auf der finansiel- 
len Seite lagen die Probleme klar su Tage. Es mußte yar- 


r die Besatzungsmacht in 
ährung und Wirtschaft sere 
en Ger Frage der absoluten 
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licher Abmachungen, sei es in Wege der Requisitionen nech 
Art 52 HLKO. Hier lag auch die Crense für die Befriedigung 
der Becürfnisse der Besatzungsmacht aus dem Lande, Die Inan- 
Spruchnahme der Erzeugnisse und Vorräte sowie der Arbeits- 
kräfte des Landes mußte in Verhältnis zu seinen Hilfe quellen 


stehen und so bemessen sein, daß der Bevölkerung der notwen- 
digste Lebensbedarf verblieb, 


Zu der Frage, ob die aus Besatzungskosten zu unterhaltende | 
"armée d'occupation" nach bestimmten Gesichtspunkten zu be- 
jrenzen sei, 11e8 sich aus der HLKO niohts entnehmen. Der 
KilBef erbat daher mit Schreiben vom 17. Januar 1941 = Kdo | 
‘Stab IVa / Verw. Stab geheim Az Ia 238/41 geh, = die Entschei- 


dung des Oberkommandos des Heeres, Er führte in diesem Schrei- 
ben aus? 


stehen, die der eigentlichen Besetzung des Landes, 
d.h. zur Aufrechterhaitung won Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung dienen. Die Wehrmachtteile, welche darüber 
hinaus für operative Zwecke oder aus Gründen, die 
mit der Notwendigkeit der Besetzung des Landes nicht | 
in Zusammenhang stehen eingesetzt sind, müßten hier- 
bei außer Betracht bled ben, * 
Durch Verfü des Oberkommandos des Heeres Gen St à H / Gen 
29.Januar 1941 wurde entschieden, das 
eine unterschiedliche Behandlung der auf die Besatzungstruppen 
»der die Operationstruppen entfallenden Kosten abgelehnt wer- 
den müsse. Mit der allgemeinen Verfügung von 214 Oktober 1941 
Ze: AWA/WY (VII b) bestätigte das Oberkommando der 
Wehrmacht die Entscheidung des OKH, daß auch die Kosten der | 
Operationsarmee Besatzungskosten seien. \ 


Begrifflich wurde zwischen Gen inneren und den Nufleren Besat- 
sungskosten unterschieden, Unter inneren Besat zungskosten ver 
stand man diejenigen Geläbeträge, die sur Finansierung der aus 
dem Lande zu befriedigenden Bedürfnisse der in Belgien stehen- | 
den deutschen Formationen erforderlich waren, Äußere Besatzungs. 
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‚gungenäßie zunächst nur das Gebiet berührte, in dem die Aus- 


gaben zu loictém waren. Daher betraf auch fur Belgien das ei- 
gentliche sesatsungekostenproblem die inneren Besatsungskosten, 
41e Belgien aufzubringen hatte und deren Verwendung im Lande 
die Währung belastete, Der Ersatz der Waßeren Besatsungskosten 


an das Reich war weniger vorüáringlich, Er hätte swar, da die 


belgischen Zahlungen im belgisch-deutschen Clearing su bewir- 
ken gewesen wären, die für die sukünftige finanzielle Ausein- 
andersetzung erwünschte Wirkung einer Verminderung der belgi- 
schen Olearingepitse und damit der wirtschaftlichen Verschul- 
dung Deutsählands gehabt, wäre aber für die gegenwärtige geld- 
und güterwirtschaftliche Befriedigung des Bedarfs der Besat- 
sungsnacht aus außerbelgischen Gebieten ohne besondere Bedeu- 
tung gewesen. Bine Abechlagsahlung auf ubere Besat sungskosten 
warde daher von den Belgiern nicht verlangt. Ihre Geltendma- 
chung blieb bis zum PriedenssohluS vorbehalten. 


Aufbrängung — 1 


Wührend in Prankreich der Waffenstillstandsvertrag der Höhe 

nach festumgrenste Besatzungskosten vorsah, fehlte in Belgien, 
dessen Heer bedingungslos kapituliert hatte, jede vertragliche 
Abmachung. In den ersten Monaten der Besatzungszeit wurden von 
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den Vehrnachtäienstetsllen alle Ausgaben durch Verwendung 

von leichskreditknasensoheinen geteokt, die entweder aus der 
Heimat mitgebracht oder in Belgien bei den keiohskreditkassen 
abgehoben worden waren. Diese Bezahlung der Wehrmpohtbedürfnmis- 
se mittels ‘eichskreditkaseenscheinen, also durch dentsche 
Zahlungsmittel, bedentcio sachlich die Pinasie-ung der dem | 
belgischen Staat nach Art, 49 HLKO obliegenden Lasten durch | | 
das Reich; in Höhe der auf diese Art in Belgien zur Verausga- 
bung gelangten Neichskreditkassenscheine lagen unerhobene | 
Besatzungakosten vor ( vgl. hiersu Teil 9 $ 2 5.4 ?f.) ^. l 


" 


" 
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Bine der ersten Aufgaben der MY mußte daher sein, die zur Be» 
friecigung der Bedürfnisse der Besatzungsmacht erforderlichen 
Jelämittel als Besatzungskosten vom belgischen Staat su ere 
heben. Bei der Lösung der Prage, die gelälichen Anforderungen 
sowohl hinsichtlich der absoluten Höhe als auch der zeitli- 
chen Inanspruchnahme richtig su bemessen, stand die MV vor 
einem der schwierigsten Probleme, Galt es jedoch einerseits 
‘iese Nittel entsprechend den Bedürfnissen der Wehrmacht auf- 
zubringen, andererseits aber ihre Höhe nach der Leistungsfähig- 
keit des Landes, insbesondere unter Berüoksichtigung der Br- 
haltung der Währung zu bemessen, Genauere Unterlagen für diese 
“ntecheidung lagen nicht vor, Untersuchungen in der kichtung, 
Gen vor wesichtlichen “edarf an Besatzungskosten unter Zu- 
grunceliegung eines Peuschsatzes je Kopf der Besatzung nach der 
jeweiligen Belegung Belgiens mit deutschen Truppen schätsungs- 
su ermitteln, erwiesen sich als nicht brauchbar. Bei | 
atarken Schwankungen der Belegungerntärke war es amßeror- 
'entlich schwierig, die Besatzungszahl annähernd richtig fèst- 
zustellen, Hinzu kam, daß bei dieser Art der Berschnung die 
persönlichen Ausgaben, nicht eber die sachlichen ( Flugplats- 
en, befesti;uncsanlagen usw.), die sehr wesentlich waren, 
veruccsishtigt wurden. Darüberhinaus angestellte Erhebungen 

der LY, aus eine: Aufgliederung der bisher durch die Wehrmacht 
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E Belgien verausgabten Beträge naeh ihren Verwendungszweck 
. wenigstens schätzungsweise den künftigen Wehrmaohtsbedarf su 


"ermitteln, führten zu keinem Ergebnis, 
Porm aufgesogene Rechnungswesen der Wehrmacht den Verwendungs- 
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| / vember weitere 2,5 Milliarden bfrs. angefordert, Erst im Laufe 











fa das in einfachster 


gweck der Ausgaben nicht ersichtlich machte und damit die Fer- 


tigung derartiger Au’ gliederungen nicht ermöglichte, Auch die 
Hühe der 'wihrend des Krieges 1914 - 1918 erhobenen Besatsungs- 


kosten (4o Mill. Goldfranken monatlich in der Zeit vom 1. 
Demenber 1914 hie jo. November 1916, 5o Mill. Geläfranken mo- 
natlich vom 1. Dezember 1916 tis 31. Mai 1917 und 60 Mill. 
Gel4franken monatlich vom 1. Juni 1917 bie 31. Oktoher 1918) 
konnte ale brauchbare Unterlage für die Benessung der Besat- 
sungskosten in diesen Kriege nicht herangezogen werden. 


So forderte die MY für einen zunächst unbestimmten Zeitraum 
beim belgisohen Finanzministerium mit Schreiben von 26. Juli 
1940 in Anrechnung auf die su einem späteren Zeitpunkt end- 
giltig fostzusetsende Summe der Besatsungskosten als erste 
Rate einen Betrag von 3 Milliarden bfrs. an. Als nach der im 
Oktober 1940 erfolgten Unstellung des Vehrnachtzahlungsverkehrs 


auf belgische Prance dieser Betrag su Ende ging, wurden im No- 


weiterer Besprechungen warde den Belgiern mitgeteilt, daß die 
rete Benatzungskostenrate für die Zeit bis Ende Oktober 1940, 
die sweite Rate für die Nonate November und Dezember 1940 ge- 
dacht sei. Darüber, daß die tatsächlichen Kosten der Besatzung 
in dieser Zeit höher gewosen waren (Binsatz von Reichskredit- 
kassenschsinen), warden die Belgier ebenfalls eindeutig unter- 
siohtet. Das belgische Finansainisterium erkannte die Ford 
rungen auf Besatzungekosten grundsätzlich als berechtigt an, 
machte jedoch geltend, daß die geforderte Summe untragbar hoch 
und im Hinblick auf das Peblen einer in voraus seitlich gere- 


lien unt beiragesüMig festgelegten Belastung nit einer goort- 


‘Pinenswirtechatt nicht vereinbar sei. In der Denksohrift 
I von 20. Dezember 1940 betonte der 


ner " metür Pliamier, daß Belgien, dessen Wirtschaft in- 
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folge des Krieges darniederliege, den geldliohen Anforderungen |! 
der Besatzungsmacht nicht gewachsen und sein finanzieller Zu- 
sammentruch mit der Folge der Inflation zu befürchten sei, Er 
wies wörtlich darauf hin, daß es doch nicht erwünscht sein 
könne, daß die Forderungen der Besatzungsbehörde ein solches 
Ausmaß annähmen, das die Bevölkerung in Versweiflung stürsen 
und die Einleitung einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit un- 
möglich machen würde. | 
Den Wünschen der belgischen Seite, su Gunsten einer geordneten E 
Haushaltsgebarung iie Besatsungskosten in bestimmten Rythaus 
für einen längeren Zeitraum festzulefen, konnte die Bereohti- | 
gung nicht abgesprochen werden. Andererseits mußten aber unter — 
allen Umständen die für die Bedürfnisse der Wehrmacht in Bel- | 
gien erforderlichen Geldmittel in belgischen Francs sufkebracht 
werden, Dabei war auf die Erhsltung und ErechlieSung der für 
die Bedürfnisse der deutschen Kriegewirtéchaft notwendigen | 
wirtschaftlichen Hilfequellen Bedacht su nehmen, Bei der | 
é Durchführung dieser Uder saus schwierigen Aufgabe konnte ein | 


F 


Diktat keine befriedigende Lösung ringen, vielmehr war die 
MY weitgehend auf die Mitarbeit der maßgebenden belgischen  — 
Dienststellen und Wirtschaftskreise angewiesen, Rine 
liche Mitarbeit war jedoch nur dann gewährleistet, wenn es 
MV gelang, in den belgischen Kreisen Voretindnis für ihre 
derungen zu erwecken. Diese mußten sich ia den Grenzen des Em- | -— 
Sefin Falles Tragbaren und im Rahmen der anerkannten Regeln 

des Völkerrechtes halten sowie auch is Verhiiltnis su den Be» > x 
si sa Me ee eel 
keit und Gerechtigkeit im etwa entsprochen, 
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zum Ausgleich erforderlichen Warenlieferungen von Holland und 
Frankreich nach Belgien nicht für durchführbar hielten und er- 
klärten, daß Belgien die für die Bedürfnisse der Besatzung s- 
macht im Lande benötigten belgischen Prancs aus eigener Kraft 
aufbringen müsse, 


Nunmehr versuchte die XY die Begrenzung der Besatzungskosten 
nach oben und die Gleichmäßigkeit der Erhebung durch Festle- 
gun; eines monatlichen Höchstbetrages zu erreichen, Die an- 
gestellten Untersuchungen hatten ergeben, daß die innerbel- 
gischen Staatsausgaben bis auf einen nicht allzugroßen Über- 
hang durch ordentliche Einnahmen, insbesondere durch erhöhte 
Steuern gedeckt werden konnten, Die allmähliche Besserung der 
Wirtschaftslage und das wiederkehrende Vertrauen ließen eine 
Inanspruchnahme des Geld- und Kapitalmarktes mit jährlich 
etwa 12 Milliarden bfrs, als möglich erscheinen, Mir die dare 
Mberhinaus zu deckenden Fehlbetrüge konnte eine mäßige Auswei- 
tung des Lahlungsmittelumlaufs, die auch der Gouverneur der | 
Nationalbank für tragbar hielt, in Kauf genommen werden, Bei 
dieser Sachlage hielt die KV die Erhebung einer monatlichen 
Besatzungskostenrate von 800 Millionen, höchstens einer Xilli- | 
arde bfrs, für tragbar und stellte einen entsprechenden Antrag 
bei dem für die susanmentassende Behandlung der Besatsungsko- 
stenfragen zuständigen Beauftragten für den Vierjahresplen. · a 
Len dabei maßgebenden Erwägungen lag die Annahme zu Grunde, daß 
 ínfolge Verringerung der Becatsungstruppen und allmählichen 
| Gurtiokgehens der Aufwendungen für Bauten, ferner durch Verwei= - 
Fs ism ie c) qui £e Peau fw Shearing sone st REL 
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9 Te von je einer Milliarde frs, angefordert, ohne sich je- 
~- @ech dem belgischen Pirsnsministerium gegenüber an diesen Be- 
. trag für einen längeren Zeitraum au binden, Die hieznach mf- 
P &ebrachten Besatsungskosten - im Monat Januar 1941 wurden 

* 100 Millionen befre. Quartierleistungen angerechnet, daher 

x nur 900 Millicnen bírs, erhoben - deckten bis April 1941 den 
Bedarf der Wehrmaoht, wobei allerdinge eine aus den Zahlungen | 
im Jahre 1940 ertibrigten Reserve von einer Milliarde bfrs. 

in Anspruch genommen werden mußte. Da der erwartete Rüokgang 
der Wehrmachtauegaben nicht eingetreten war, - die Abhebun- 
gem bei den Heichskreditkasgen betrugen im eroten Ealbjahr 
1941 monatlich durehsehnittlioh 1 250 Millionen bfrs, = ver- 
suchte die MV zunüchst dureh die finanstechnische Zwischmlö- 
sung eines Überbrückungskredites ohne Erhöhung der Anforderun- 
gen an den belgischen Staat durchzukommen, 
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|. 80 wurde der Spitzenbedarf der Monate Mei, Juni und Juli 1941 
durch einen Kredit des belgischen Finenzministeriums von Je 

| 250 Mill. bfrs., zusammen aiso 750 Mill. bfrs. gelokt; er 

| s @0llte später aus den damals noch erwarteten Ersparungen wieder 

setilgt werden, 


| Der Beauftragte für den Vierjahresplan gab in der Entschei- 
X, dung von 11. Juni 1941 den Anträgen der MY nur in beschränkten 
My | Umfange statt. Yon der Inanspruchnahme von Krediten zur Deokung 
EA der Bedürfnisse der Besatsungstruppen sollte au? jeden Pall abe 
Es "esehen werden. Feste Abechlagetehlungen zunächst für einen 

— ^.) i&raum von drei lionaten wurden nur unter der Bedingung suge- 
br. lassen, daß die Belgier sich gleichzeitig verpflichteten, auch 
‘her die kbschlagszahlungen hinaus die für die Besatzungsmacht 
^ erforderlichen belgischen Prancs auf Anforderung zur Verfügung 
- -u stellen. Deuit war praktisch das von der XY aus psyohologi- 
| sehen Gründen erstrebte Ziel - Begrensung der Besatsungskosten 
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* naeh oben ~ nicht erreicht, 
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Im sweiten Halbjahr 1941 war weiterhin eine Steigerung der 
Tehrnachtasusgaben festzustellen. In den Monaten Juli bis 
Sertember 1941 wurden bei den idohakreditkassen im Nonats- 
Aurohsohnitt 1 400 Mill. bfrs. abgehoben. Daneben wurde ias 
Besatzungounkostonkonto durch Umtiüusche von Reichsmark, Reichs- 
krelitkassenscheinen, französischen Francos und holländischen 
Gulien in Anspruch genommen. Außerdem wurde ad Augu + 1941 von 
den bei den belgischen Notenbanken angesammelten Reichskredite 
kassenscheinen monatlich ein Betrag im Gegenwert von 50 Mill. 
tfre) durch die Hauptverwaltung der ‘eichekreditkassen zu La- 
3 sten der 3esatsungskosten zurückgenommen. 


Diese Unstünde erforderten an sich eine Erhöhung der Besat- 
zungstosten. De jedoch nicht nur auf dem Gebiete der Währung, 
sende® auch auf dem Gediete der güterwirtschaftlichen Versore 
gung ds Landes, insbesondere der Ernährung, ernste Besorgnisse 
bestanden, erschien eine nennenswerte zusätzliche Anforderung 
in Gdetem Zeitpunkt nicht vertretbar. Die MV schlug deshalb 
erneut bein Beauftragten für den Vierjahresplan vor, (ie Höhe 
der vor Belgien aus eigener Kraft à fonds perdu aufzubringen- 
den Becatsungskosten für die Dauer der Besatzungsseit auf si- 

a nen bestimmten Höchstbetrag festsulegen und den diesen Betrag 
Ubersteigenden Sedarf durch Aufnahme eines entsprechenden Kre- 
dites iss 3eiches beim belgischen Staat zu decken, Zwar konne 
te ein solcher Kredit die mit der Ausweitung des Bedarfs vere 
bundene ErhUhang des Zahlungsnittelumlaufs nicht verhindern, | 
doch versprach diese Lösung eine »syohologische Entlastung des 
Beontsurgukontenprobleme; die verantwortlichen belgischen Stel- 
len hiitten sich der Bevölkerung gegenüber nunmehr darauf be 
rufen können, für ihre Vorleistung eine vielleicht später in 
Güter unsusetzende Pordcrung einsutauschen. Diese Wirkung er- 
echien cor mit der belgischen Mentalität vertrauten MY besone 

\ Gere erwünscht und so wesentlich, daß sie dabei auch eine lets 

te Ausweitung Ger à fonds perdu zu zahlenden Besatzungskosten 
auf monatlich too Mill. iM (1 250 Mill. bfrs,) in Kauf genom 
men hätte. Der Vorschlag, dew in der Sitsung bein Viorjahres- 
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plan am 15. Oktober 1941 OKH, OKW unà Reichewirtechaftenini- 
sterium beitraten, scheiterte daran, daß der ieichsminister der 
Finanzen aus grundsätzlichen Erwägungen und zur Vermeidung von 
Berufungen eine Verschuldung des Aeiches im Zusammenhang mit 


der Aufbringung innerer Besstzungskosten für untragbar erklär- 
te. 



































In Besprechungen mit dem Generalsekretär des belgischen M- 
nansmiristeriums und dem Gouverneur der Nationalbank über die 
so geschaffene Lage unterwarfen sich die Belgier der in Ane~ 
sicht genommenen weiteren Erhöhung der Besatzungskoösten, Gene- 
relsekretür Plisnier hob jedoch hierbei hervor, daß ihm selbst 
und dem Kollegium dor Generalsekretäre die Verantwortung für 
sölche Tributleistungen des nach belgischer Auffassung unver- 
echuldet in den Krieg verwickelten belgischen Volkes nicht 
zugemutet werden könnte, ohne daß gleichzeitig Arbeit und Brot 
für cie belgische Bevölkerung gesichert würden. 


^ 


Im Hinblick suf das weitere Ansteigen der Ven xuachteusgaben 
mußte bereits ab Oktober 1941 die monatliche Desatzungskosten- 
rate suf 1 500 Mill. bfrs, erhöht werden. Da eine kückzahlung 
b tes seinerzeit aufgenommenen Überbriüokungskredites von 750 
Mill. bfre, nicht möglich war, wurde gleichzeitig im Binver- 
nehnen mit der belgischen Seite dessen Umwandlung in eine De- 
sateungskostenzahlung veraniaSt. Von Oktober 1941 bis zum Ende 
der Sesatzungszeit blieben die Besatzungskost mraten mit 
1 500 bfrs, monatlich gleich hoch, ohne daß die KV sich auf 
Siegen Betrag nach eben oder unten ausdrücklich festgelegt 
hätte, Eine gewisse Ermäßigung trat lodiglich in der Zeit vom 
Jannar 1942 bis Oktober 1942 dadurch ein, daB die aus dem Giro- 
verkehr der “eichskreditkasren in Belgien und in Frankreich 
zu Gunsten Belgiens entetendenen monatlishen Selden, die im 
Wege des belgisch-französischen Clearing-Verkehre nach Bel- 
dien überwiesen worden waren, mit 52,1 will, KM = 651,2 Mill. 
bfro. angerechnet wurden, Die Gesantzahlunven erreichten bis 
zum 51, August 1944 5 359,9 Mill. RM = 66 999 MI, bfra. 
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Die einzelnen Besatzungskostenzahlungen ergeben sich aus der 
Zusammenstellung in Anlage 1), Dabei ist hervorzuheben, daB im 
weiteren Verlauf der Besetzung die Belastung für die Belgier 
durch den monatlichen Detrag von 1 500 Mill. bfrs, weniger 
drüokend gewordeh war. Das hing mit der Ausweitung Jes Zah- 
lungemittelumlaufs sowie mit der größeren Ergiebigkeit der 
Steuercuelien und dee Geld- und Kapitalmarktes zusamnen, Ane 
dererseits wrlor cer erhobene Betrag angesichts der Erhöhung 





der Preise auf dem innerbelgisehen Markt an Wert für die Be- | 


satzungsmacht und führte somit zu einer Minderung der Besohaf- 
fungsmöglichksiten, 


Wenn trotedem die Besatzungskonten zur Bofrieligung der ~edlirf- 
nisse der Wehrmaoht im Lande in der Folgezeit nicht nur aus- 
zuichten, sondern sogar bis sum Ende der Desetsung dem Inten- 
ännten beim MilBef die Anlegung einer Keseenreserve von seite- 
veilig etwa 2 500 Mill. bfrs. ermöglichten, so muß dorin ein 


Erfolg dex von der MY und &en Intendanten Meer Spar- 
and Stenerungsneßnahnen erblickt werden. 


Die kausenmißige Behandlung der Besatzungskosten spielte sich 


wie folgt ab. Die einzelnen Raten wurden vom belgischen Staat 
 (Sehatzamt) auf ein Konto des Gonderbevoliaiichtigton West der 
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ANLAGE XIII 


Akte VI, Bl. 293 


Geheime Reiohssacne! 


Der Reichsmarschall des Croesdeutschen Reiches Berlin ¥.8., den 
Beauftragter für den Vierjahresplan 9. Sept. 1942 
Y.P. 14220/5 g. Re. 


Deiliegende Abschriften tibersende ich unter Be zugnahne 
auf die Bespreohung vom 12. August 1942 sur gefl. Kenntnis 
mit dem Anheimstellen, die belgischen zuständigen Stellen 


é entsprechend su unterrichten. Bei Rüokfrazen ist darauf hin- 
suneisen, dass der Oberpriisident auf Weisung der Beiohsregie- 
rung handelt. 

ges. Göring 
LS. Beglaubdigt 
ges. Schlitze 
Verwal tungsassistent 


Am den Herrn Wilitärbefelikhaber 
in Belgien und Horäffankreich 








Akte VI, Bl. 294 


Geheine Reiehssache! 


Der Rei chexarschall Ges Gressdeutechen 2eiehes Berlin ¥.8., den 
Besuftragter für den Yierjahresplan 9. Sept. 1942 


Betrifrt; Inanspruchnahme von Goldboständen Jer Belgischen 
Nationalbank nach den Reiehsleistuncacesets. 


im Tresor der Deutschen Reichsbank befinden sich Gold- 
bestünde ans dem Besits der Belgisohen National bank. Diese 
Bestände werden für Zwecke dor Kriegsführung benötigt. Ich 
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peaaftrage Bis daher, die Uderlassung dieses Goldes durch 
dig Heichsbank zur Verfügung neimer Dienststelle anzuordnen. 
Hiorfür wollen Gie den bejliegenden Wortlaut verwenden. Von 
ken Geschahenen ist mit zu berichten. 


ges. Güring 


eo . An den Herrn Oberprásidenten - Führungsstab Wirtschaft - 


Berlin WW 
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ANLAGE KIII - > e ™~ 





Wi di si a EHS” 


geheim BReichssnehel 


. Sie verwahren für die Belgisohe Nationalbank, Brüssel, 
kg rauh 209.496.915,5 Geld. 
Auf Veranlassung der Reichsregierung achne ich dieses 
Geld auf Grunà des § 15 Abs. 1 Nr. J und des $ 2a des Reiche- 
_ Aehatungsgesetses von I, 9. 1959 (RIBL. I S. 1465) für das 
* Deutsche Reich e Beauftragter für dan Vierjahresplan - sur 
Verfügung (Rigentun) in Anspruch. 

Die Inanspruchnahme erfolgt gegen Vergütung dureh den 
Beauftragten für den Tierjahresplan en die Belgische National- 
bank, Brüssel in Höhe des sich aus § 14 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Deutsche Reichsbank von 15. Juni 1959 (ne@pl. I 
8. 1015) ergebenden festen Satses von BH 2.704.—— fur 1 kg 
fein ebsüglich der nich aus der Prüfung und Scheidung des 

l Goldes etwa orgebenâen Kosten. 





An die Deutache Reichsbank 
s.Ná. ven Kerra Áeiohsbankdirektor Wilhela 


- Mitglied des Reichsbankdirektoriuss ~ 
~ eder Vertreter im Aut - 
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bis Deutsche Reichsbenk in Berlin und die Smiesicmebank in. 
Brüssel schliessen folgendes 


Üdereinkornen s: 


Jie Deutsche Reichsbank und die Emissionsbank in Brüssel 


werden gegenseitig für die uncehinderte Überweisun;sm5glioh- 
À keit aus Deutschland nacn Belgien und umgekehrt Jorge tragen. 


Z Smissionsbank in Brüssel die Reichs» 


zu diesem Zweck wird die 
te markbetrige, die ihr von der Deutschen Reichsbank angeboten 
werden, zum Zurse von 250 Belgas für 10° 


unc de 


] 


1 


Reichsmark übernehnen 
sagenwert in belzischen Franken auszahlen. Sbenso wird 
die Deutsche Reichsbank die Seleabetrige, die ihr die Emis- 
Sionsbank in Brüssel anbieten wird, zum entsprechenden “urs 
überne.men und den Gegenwert in Reichsmark verjgüten, 


echshen in drei 


.„ den 17.Aurust 194C Brüssel, den 16 ,August 194 

3 j toriu missicnsbank in Brüssel 
s ; 7 ^ i , 2» n 
‘ un ] fà ecanssen zez.A.Goffiı 
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